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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Heck (Rottweil), Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Kroll, Frau Geisendörfer, Zoglmann und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Umsatz Steuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. September 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Zehnte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
29. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 831), wird 
wie folgt geändert: 

Dem § 7 Abs. 2 Nr. 2 wird folgender Buchstabe c 
angefügt: 

„c) von Büchern, ferner von anderen Verlagser- 
zeugnissen nach näherer Bestimmung." 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die zur Durchführung dieses 
Gesetzes erforderlichen Bestimmungen zu erlassen. 


Artikel 3 

Artikel 1 ist erstmals auf Lieferungen anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 1959 bewirkt 
werden. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 5. Oktober 1960 


Unterschriften umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goelheslraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


1. Der Antrag 

Durch dieses Gesetz soll die Umsatzsteuer für Liefe- 
rungen von Büchern und anderen Verlagserzeug- 
nissen im Einzelhandel und für die nicht nach § 7 
Abs. 3 UStG steuerbegünstigten Großhandelsliefe- 
rungen von 4 auf 1,5 v. H. ermäßigt werden. 

Bereits der 2. Bundestag hat' sich bei der Beratung 
des Neunten Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 18. Oktober 1957 (BGBl. I 
S. 1743) mit der kulturpolitisch 'begründeten Umsatz- 
steuerermäßigung für Bücher usw. beschäftigt. Als 
weitere kuturpolitisch begründete Steuerbegünsti- 
gung sah der Entwurf dieses Gesetzes die Befreiung 
der Umsätze der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalten vor. Nach dem Beschluß, den der Bundestag 
in der dritten Lesung dieses Gesetzes am 3. Juli 1957 
faßte, wurden die Umsätze der Rundfunkanstalten 
von der Umsatzsteuer befreit, wohingegen hinsiciit- 
lich der Begünstigung der Bücher und Zeitschriften 
lediglich die Bundesregierung ersucht wurde, „einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, wonach im Hinblick auf 
die Regelung in den Ländern des Gemeinsamen 
Marktes die Lieferungen von Büchern und Fachzeit- 
schriften nach näherer Bestimmung gemäß § 7 Abs. 2 
UStG einer Umsatzsteuer von 1,5 v. H. unterliegen." 
— Die Bundesregierung ist diesem Ersuchen bisher 
nicht nachgekommen. 

2. Kulturpolitisches Gebot 

Bei Überlegungen kulturpolitischer Art, insbeson- 
dere bei allen Bemühungen, die Erziehung, zumal 
die gesellschaftliche, staatsbürgerliche und sittliche, 
zu fördern, spielt das gedruckte Wort und seine 
sinnvolle Verbreitung die entscheidende Rolle. 
Immer steht seine geistige und kulturelle Bedeutung 
im Vordergrund. Dadurch unterscheiden sich die 
materiellen Träger der geistigen Güter grundsätzlich 
von allen anderen Waren. Es ist daher widerspruchs- 
voll, daß sie vom Staat ebenso behandelt werden 
wie beliebige andere Waren. Das haben offenbar 
die kommunistischen Regime voll erkannt. Welche 
Förderung genießen das Buch und über das Buch 
Wissenschaft, Forschung und Erziehung z. B. in 
der Sowjetzone! Diese Förderung hat bereits dazu 
geführt, daß das westdeutsche Buch in vielen Fällen 
gegenüber dem Buch aus der Sowjetzone ins Hinter- 
treffen geraten ist. 

3. Steuerbelastung des Buches in anderen Staaten 

Viele Staaten haben das Buch von Umsatzsteuern 
oder von Steuern ähnlicher Art befreit oder lassen 
ihm zumindest wesentliche Vergünstigungen zuteil 
werden. 


In den Niederlanden sind Bücher und Zeitschriften 
einschließlich der Tageszeitungen umsatzsteuerfrei. 
Die Schweiz hat die Warenumsatzsteuer für Bücher 
aufgehoben; Zeitschriften waren in der Schweiz seit 
je von der Umsatzsteuer befreit. Auch in Belgien, 
Dänemark und Schweden sind Bücher von der Umsatz- 
steuer befreit, ln Frankreich, Italien, Finnland und 
Norwegen gelten Steuerbegünstigungen für Bücher; 
sie werden in diesen Ländern den lebensnotwen- 
digen Gütern gleichgestellt. Großbritannien hat 
Bücher zusammen mit lebensnotwendigen Gütern 
von der Purchase Tax ausgenommen. In Kanada 
wurde der Umsatz von Büchern von der Belastung 
mit der Manufactures Sales Tax befreit. 

4. Zur Lage des deutschen Buchhandels 

Der Buchhandel kann seiner Aufgabe, geistige 
Güter in der Form des gedruckten Wortes im tradi- 
tionellen Sinne seines Berufes und der ihm durch 
diesen auferlegten Verantwortung bis in die kleinste 
Gemeinde zu vermitteln, nur dann gerecht werden, 
wenn seine wirtschaftlichen Verhältnisse ihm die 
dazu erforderliche Bewegungsfreiheit lassen. Der 
Buchhändler muß in der Lage sein, ein vielseitiges 
Bücherlager zu unterhalten und die damit verbun- 
denen großen Risiken zu tragen; er muß qualifizier- 
tes Personal beschäftigen und zudem Dienstleistun- 
gen weit über das sonst im Handel übliche Maß 
hinaus erbringen. Wie nur in wenigen anderen Län- 
dern weist der deutsche Buchhandel noch eine dichte 
und gleichmäßige Standort-Verteilung auf: von der 
Gesamtzahl der Buchhandlungen befinden sich rund 
ein Drittel in Orten bis zu 20 000 Einwohnern, fast 
zwei Drittel in den Orten bis zu 100 000 Einwohnern. 
Rund die Hälfte der Buchhandlungen erreicht nur 
einen Jahresumsatz von 100 000 DM. Bei einer 
solchen Situation kann der Buchhandel auf die Dauer 
gegenüber den so sehr auf Konzentration gerichteten 
Entwicklungstendenzen seine über die reine wirt- 
schaftliche Existenzerhaltung hinausgehende Auf- 
gaJbe nicht mehr erfüllen. 

Unter diesen Umständen bedeutet die Umsatzsteuer, 
die der Buchhandel nicht auf den Endabnehmer 
abwälzen kann und deren Erhöhung von 2 auf 
4 V. H. seit 1946 er folglich tragen muß, einen stark 
ins Gewicht fallenden Kostenfaktor. 

5 , Auswirkungen der Steuerermäßigung 

Der zu erwartende Steuerausfall ist auf etwa 20 
Millionen DM zu veranschlagen. Gegenüber der 
kulturpolitischen Zielsetzung muß dieser Betrag als 
geringfügig angesehen werden. Die Kostensenkung, 
die sich aus der Steuersenkung ergibt, wird sich 
bei der oft so ungünstigen Kosten- und Ertragslage 
der Buchhandlungen auf jeden Fall zugunsten der 
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Leser auswirken, sei es auch mittelbar durch die 
auch staatspolitisch wichtige Erhaltung des jetzt 
ernsthaft gefährdeten Leistungsstandes des Buch- 
handels in der Erfüllung seiner richtig verstandenen 
kulturellen Aufgabe. 

6. Umfang der Vergünstigung 

Die Gefahr, daß zusammen mit förderungswürdigen 
Büchern auch manches Buch umsatzsteuerlich ent- 
lastet würde, das eine solche Förderung nicht ver- 
dient, ist nach den Überlegungen, die schon früher 


der Bundestagausschuß für Kulturpolitik und Publi- 
zistik angestellt hat, unwesentlich. Der Anteil der 
nicht förderungswürdigen Literatur macht noch nicht 
einmal 5 v. H. der gesamten Buchproduktion aus. 
Es wäre nicht zu verantworten, wollte man die als 
wünschenswert und notwendig erkannte umsatz- 
steuerliche Begünstigung der Bücher fallenlassen, 
weil 5 V. H. möglicherweise eine solche Förderung 
nicht verdienen. Doch wird man bei Zeitschriften 
eine sinnvolle Abgrenzung finden müssen, wozu 
Vorschläge zu machen vor allem dem Ausschuß für 
Kulturpolitik und Publizistik obliegen dürfte. 
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